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Haushaltswirtschaft 
 

Abschnitt 1 
Haushaltswirtschaft 

 
§ 63 

Allgemeine Haushaltsgrundsätze 
 

§ 6263 
Allgemeine Haushaltsgrundsätze 

 
(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige 
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts Rechnung zu tragen. 
 

(1) Die Gemeinde hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige 
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Die dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde ist si-
cherzustellen. Dabei ist den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rech-
nung zu tragen. 
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(2) Die Haushaltswirtschaft ist sparsam und wirtschaftlich zu führen. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

 (3) Die Gemeinde hat ihre Zahlungsfähigkeit sowie die Finanzierung der Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen durch eine angemessene Liquiditätsplanung sicherzustellen. 
Die Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen dürfen mit Ausnahme von Planungs-
leistungen erst begonnen werden, wenn die Finanzierung gesichert ist. 
 

 (4) Bei Geldanlagen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie sollen einen angemes-
senen Ertrag bringen. 
 

(3) Die Haushaltswirtschaft ist nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung zu führen. 
 

(53) Die Haushaltswirtschaft ist nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung zu führen. 
Die Bücher sind nach den Regeln der doppelten Buchführung für Gemeinden zu führen. Dabei 
sind die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichtigung der besonderen 
gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen zu beachten.  
 

(4) Das Ergebnis aus ordentlichen Erträgen und ordentlichen Aufwendungen ist in jedem Jahr 
unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus Vorjahren in Plan und Rechnung auszugleichen. 
Es ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge die Höhe des Gesamt-
betrages der ordentlichen Aufwendungen erreicht oder übersteigt. 
 

(64) Das Ergebnis aus ordentlichen Erträgen und ordentlichen Aufwendungen Der Ergebnis-
haushalt ist in jedem Jahr unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus Vorjahren in Plan und 
Rechnung auszugleichen. Es Der Ergebnishaushalt ist ausgeglichen, wenn der Gesamtbetrag 
der ordentlichen Erträge die Höhe des Summe aus dem Gesamtbetrages der ordentlichen 
Aufwendungen des Haushaltsjahres und den Fehlbeträgen aus Vorjahren sowie nach Verwen-
dung von Rücklagemitteln erreicht oder übersteigt. 
 

(5) Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses nach Absatz 4 trotz Ausnutzung aller Spar-
möglichkeiten und Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten sowie nach Verwendung von 
Rücklagemitteln und von Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses nicht möglich, ist 
ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen und darin der Zeitraum festzulegen, innerhalb 
dessen der Haushaltsausgleich wieder erreicht wird. Im Haushaltssicherungskonzept sind die 
Maßnahmen darzustellen, durch die der im Ergebnishaushalt ausgewiesene Fehlbedarf abge-
baut und das Entstehen eines neuen Fehlbedarfs im Ergebnishaushalt künftiger Jahre vermie-
den wird. Das Haushaltssicherungskonzept dient dem Ziel, im Rahmen einer geordneten 
Haushaltswirtschaft die künftige dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen. Es 
wird von der Gemeindevertretung gesondert beschlossen und bedarf der Genehmigung der 
Kommunalaufsichtsbehörde. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen er-
teilt werden. 
 

(5) Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses nach Absatz 4 trotz Ausnutzung aller Spar-
möglichkeiten und Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten sowie nach Verwendung von 
Rücklagemitteln und von Überschüssen des außerordentlichen Ergebnisses nicht möglich, ist 
ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen und darin der Zeitraum festzulegen, innerhalb 
dessen der Haushaltsausgleich wieder erreicht wird. Im Haushaltssicherungskonzept sind die 
Maßnahmen darzustellen, durch die der im Ergebnishaushalt ausgewiesene Fehlbedarf abge-
baut und das Entstehen eines neuen Fehlbedarfs im Ergebnishaushalt künftiger Jahre vermie-
den wird. Das Haushaltssicherungskonzept dient dem Ziel, im Rahmen einer geordneten 
Haushaltswirtschaft die künftige dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu erreichen. Es 
wird von der Gemeindevertretung gesondert beschlossen und bedarf der Genehmigung der 
Kommunalaufsichtsbehörde. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen er-
teilt werden. 
 

§ 64 
Erträge und Kredite 

 

§ 6364 
Erträge und Einzahlungen Kredite 

 



 

(1) Die Gemeinde erhebt Abgaben nach den gesetzlichen Vorschriften. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erträge, 
 

1. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten für die von ihr erbrachten 
Leistungen, 

2. im Übrigen aus Steuern, 
zu beschaffen. 
 

(2) Sie hat die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Erträge und Einzahlungen, 
 

1. soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten für die von ihr erbrachten 
Leistungen, 

2. im Übrigen aus Steuern, 
zu beschaffen erzielen. 
 

(3) Die Gemeinde darf Kredite nur aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich 
ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. 
 

(3) Die Gemeinde darf Kredite nur aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich 
ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. 
 

§ 84 
Kämmerer 

 

§ 6484 
Kämmerin, Kämmerer 

 
Die Aufstellung des Haushaltsplans, der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung, des Jah-
resabschlusses und des Gesamtabschlusses sowie die Haushaltsüberwachung und die Ver-
waltung des Geldvermögens und der Schulden sollen bei einem Beschäftigten (Kämmerer) 
zusammengefasst werden. 
 

(1) Die Aufstellung des Haushaltsplans, des der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplansung, 
des Jahresabschlusses und des Gesamtabschlusses sowie die Haushaltsüberwachung, und 
die Verwaltung des Geldvermögens und der Schulden sowie die Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Gesamtabschlusses sind sollenbei einer oder einem Beschäftigten Be-
diensteten (Kämmerin oder Kämmerer) zusammenzufassen. gefasst werden. 
 
(2) Die Funktionstrennung zwischen der Kämmerin oder dem Kämmerer und der Hauptverwal-
tungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten ist zu gewährleisten. 
 

§ 65 
Haushaltssatzung 

 

§ 65 
Haushaltssatzung 

 
(1) Die Gemeinde hat für jedes Haushaltsjahr eine Haushaltssatzung zu erlassen. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

(2) Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzungen 
 

1. des Haushaltsplans unter Angabe 
 a. des Gesamtbetrages der ordentlichen Erträge und der or dentlichen Auf-
wendungen sowie der außerordentlichen Erträge  und der außerordentlichen Aufwen-
dungen (Ergebnishaushalt), 
 b. des Gesamtbetrages der Einzahlungen und Auszahlungen aus  laufender Ver-
waltungstätigkeit, des Gesamtbetrages der Einzah lungen und Auszahlungen aus der 

(2) Die Haushaltssatzung enthält die Festsetzungen 
 

1. des Haushaltsplans gemäß § 66 unter Angabe 
 a) des Gesamtbetrages der ordentlichen Erträge und der ordentlichen Aufwendung-
 en sowie der außerordentlichen Erträge und der außerordentlichen Aufwendungen 
 (Ergebnishaushalt), 
 b) des Gesamtbetrages der Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwal-
 tungstätigkeit, des Gesamtbetrages der Einzahlungen und Auszahlungen aus der 



 

Investitionstätigkeit sowie des  Gesamtbetrages der Einzahlungen und Auszahlungen 
aus der  Finanzierungstätigkeit (Finanzhaushalt), 

2. der vorgesehenen Ermächtigung zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige 
Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men belasten (Verpflichtungsermächtigungen), 
3. der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen (Kreditermächtigung), 
4. der Steuerhebesätze, 

5. der Wertgrenze, ab der außerordentliche Aufwendungen und außerordentliche Erträge 
als für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, und 
6. der Wertgrenze, ab der Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in dem 
nach § 66 Abs. 2 aufzustellenden Finanzhaushalt einzeln darzustellen sind. 

 
Sie kann weitere Vorschriften enthalten, die sich auf die Erträge und Aufwendungen, Einzah-
lungen und Auszahlungen und das Haushaltssicherungskonzept beziehen. 
 

 Investitionstätigkeit sowie des Gesamtbetrages der Einzahlungen und Auszahlungen 
 aus der Finanzierungstätigkeit (Finanzhaushalt), 
2. des Jahres des Wiedererreichens des Haushaltsausgleichs gemäß § 68 Absatz 3 Satz 
2, 
34. der Steuerhebesätze, sofern diese nicht in einer gesonderten Satzung festgesetzt 
sind, 
42. der gemäß § 75 vorgesehenen Ermächtigung zum Eingehen von Verpflichtungen, die 
künftige Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen belasten (Verpflichtungsermächtigungen), 
53. der gemäß § 76 vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen (Kreditermächtigung), 
6. der Erheblichkeitsgrenzen, ab denen gemäß § 70 Absatz 2 eine Nachtragshaushalts-
satzung zu erlassen ist, 
75. der Wertgrenze, ab der außerordentliche Aufwendungen und außerordentliche Er-
träge als für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, und 
86. der Wertgrenze, ab der Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in dem 
nach § 66 Abs. 2 aufzustellenden Finanzhaushalt einzeln darzustellen sind,. und 
9. der Wertgrenze, ab der gemäß § 72 Absatz 1 Satz 3 über- und außerplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen als erheblich anzusehen sind. 

 
Sie kann weitere haushaltsrechtliche Regelungen Vorschriften enthalten, die sich auf die Er-
träge und Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen und das Haushaltssicherungskon-
zept beziehen. 
 

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für das Haus-
haltsjahr. Sie kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, enthalten. 
 

(3) Die Haushaltssatzung tritt mit Beginn des Haushaltsjahres in Kraft und gilt für das Haus-
haltsjahr. und gilt für das Haushaltsjahr. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für 
einzelne Bereiche durch oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. 
 
(4) Die Haushaltssatzung kann Festsetzungen für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt, 
enthalten. 
 

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für einzelne Bereiche durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 
 

(4) Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr, soweit für einzelne Bereiche durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. 
 

(5) Zur Heilung einer Unwirksamkeit der Bestimmung zur Kreisumlage kann der Hebesatz der 
Kreisumlage auch nach Ablauf des Haushaltsjahres festgesetzt werden. Die Höhe des ur-
sprünglichen und nicht wirksamen Hebesatzes der Kreisumlage darf nicht überschritten wer-
den. Für die Heilung nach Satz 1 finden die Vorschriften für die Nachtragssatzung keine An-
wendung. § 18 des Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes bleibt unberührt. 

(5) Zur Heilung einer Unwirksamkeit der Bestimmung zur Kreisumlage kann der Hebesatz der 
Kreisumlage auch nach Ablauf des Haushaltsjahres festgesetzt werden. Die Höhe des ur-
sprünglichen und nicht wirksamen Hebesatzes der Kreisumlage darf nicht überschritten wer-
den. Für die Heilung nach Satz 1 finden die Vorschriften für die Nachtragshaushaltssatzung 
keine Anwendung. § 18 des Brandenburgischen Finanzausgleichsgesetzes bleibt unberührt. 



 

  

§ 66 
Haushaltsplan 

 

§ 66 
Haushaltsplan 

 
(1) Der Haushaltsplan ist Teil der Haushaltssatzung. Er enthält alle im Haushaltsjahr für die 
Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraussichtlich 

1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen, 
2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlungen, 
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen. 

 

(1) Der Haushaltsplan ist BestandteilTeil der Haushaltssatzung. Er enthält alle im mittelfristi-
gen Ergebnis- und Finanzplan Haushaltsjahr für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde vo-
raussichtlich 

1. anfallenden Erträge und eingehenden Einzahlungen, 
2. entstehenden Aufwendungen und zu leistenden Auszahlungen und, 
3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen. 

 
(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnishaushalt mit Teilergebnishaushalten und einen Fi-
nanzhaushalt mit Teilfinanzhaushalten zu gliedern. Das Haushaltssicherungskonzept gemäß § 
63 Abs. 5 ist Bestandteil des Haushaltsplans. 
 

(2) Der Haushaltsplan ist in einen Ergebnishaushalt mit Teilergebnishaushalten und einen Fi-
nanzhaushalt mit Teilfinanzhaushalten zu gliedern. Das Haushaltssicherungskonzept gemäß § 
63 Abs. 5 ist Bestandteil des Haushaltsplans. 

(3) Der Haushaltsplan ist Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde. Er ist nach 
Maßgabe dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften für die 
Haushaltswirtschaft verbindlich. Ansprüche und Verbindlichkeiten Dritter werden durch ihn we-
der begründet noch aufgehoben. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

 § 67 
Stellenplan 

 
 (1) Der Stellenplan ist Bestandteil des Haushaltsplans und hat für jede Arbeitnehmerin und je-

den Arbeitnehmer, die oder der nicht nur vorübergehend beschäftigt ist, eine Stelle und für 
jede Beamtin und jeden Beamten eine Planstelle im Haushaltsjahr auszuweisen. Als vorüber-
gehend gilt ein Zeitraum bis zur Dauer von neun Monaten. 
 

 (2) Der Stellenplan enthält die Stellenanzahl nach Besoldungs- und Entgeltgruppen und stellt 
die Stellen des Vorjahres sowie die tatsächlich besetzten Stellen zum 30. Juni des Vorjahres 
dem Stellenplan des Haushaltsjahres gegenüber. 
 

 (3) Der Stellenplan ist als Obergrenze einzuhalten; Abweichungen sind nur zulässig, soweit 
sie aufgrund des Besoldungs- oder Tarifrechtes zwingend erforderlich sind. Nachträgliche Än-
derungen des Stellenplans bedürfen eines Beschlusses der Gemeindevertretung und sind der 
Kommunalaufsichtsbehörde anzuzeigen. 
 



 

 § 68 
Haushaltssicherungskonzept 

 
 (1) Ist der Ergebnishaushalt gemäß § 62 Absatz 6 im Haushaltsjahr trotz Ausnutzung aller Ein-

sparmöglichkeiten sowie der Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten nicht ausgeglichen, ist 
ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen. Das Haushaltssicherungskonzept ist Bestandteil 
der Haushaltssatzung. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann Ausnahmen von der Verpflichtung 
zur Erstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes zulassen, wenn die Fehlbeträge nicht er-
heblich sind. 
 

 (2) Das Haushaltssicherungskonzept dient dem Ziel, die künftige dauernde Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde zu erreichen. Der Haushaltsausgleich ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt wie-
derherzustellen. 
 

 (3) In dem Haushaltssicherungskonzept sind die Maßnahmen darzustellen, durch die Fehlbe-
träge abgebaut werden und das Entstehen neuer Fehlbeträge in künftigen Jahren vermieden 
wird. Das Jahr des Wiedererreichens des Haushaltsausgleichs ist anzugeben und in der Haus-
haltssatzung festzusetzen. Das genehmigte Haushaltssicherungskonzept ist durch die Ge-
meinde umzusetzen und im Konsolidierungszeitraum jährlich fortzuschreiben. Über die Umset-
zung und den Erfolg der Maßnahmen im Vorjahr ist ein Bericht dem Haushaltssicherungskon-
zept beizufügen. 
 

 (4) Das Haushaltssicherungskonzept bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbe-
hörde. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt werden. 
 

§ 67 
Erlass der Haushaltssatzung 

 

§ 6967 
Erlass der Haushaltssatzung 

 
(1) Der Kämmerer stellt den Entwurf der Haushaltssatzung auf und legt ihn dem Hauptverwal-
tungsbeamten zur Feststellung vor. 
 

(1) Die Kämmerin oder Dder Kämmerer stellt den Entwurf der Haushaltssatzung auf und legt 
ihn der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungsbeamten zur Feststellung vor. 
 

(2) Der Hauptverwaltungsbeamte leitet den von ihm festgestellten Entwurf der Haushaltssat-
zung der Gemeindevertretung zu. Soweit er von dem ihm vorgelegten Entwurf abweicht, hat 
der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeindevertretung eine Stellungnahme des Kämmerers 
mit vorzulegen. Die Stellungnahme darf sich nur auf die Einhaltung der Haushaltsgrundsätze 
und der sonstigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen beziehen. 
 

(2) Die Hauptverwaltungsbeamtin oder dDer Hauptverwaltungsbeamte leitet den von ihm fest-
gestellten Entwurf der Haushaltssatzung der Gemeindevertretung zu. Soweit die Hauptverwal-
tungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamteer von dem ihm vorgelegten Entwurf ab-
weicht, hat der Hauptverwaltungsbeamteist der Gemeindevertretung eine Stellungnahme der 
Kämmerin oder des Kämmerers mit vorzulegen. Die Stellungnahme darf sich nur auf die Ein-
haltung der Haushaltsgrundsätze und der sonstigen haushaltsrechtlichen Bestimmungen be-
ziehen. 
 



 

(3) Auf Verlangen eines Fünftels der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertreter oder einer 
Fraktion kann der Kämmerer in der Beratung seine abweichende Auffassung darlegen. Die 
Darlegung darf sich nur auf die Einhaltung der Haushaltsgrundsätze und der sonstigen haus-
haltsrechtlichen Bestimmungen beziehen. 
 

(3) Auf Verlangen eines Fünftels der gesetzlichen Anzahl der Gemeindevertreterinnen und - 
Gemeindevertreter oder auf Verlangen einer Fraktion kann die Kämmerin oder der Kämmerer 
in der Beratung seine die abweichende Auffassung darlegen. Die Darlegung darf sich nur auf 
die Einhaltung der Haushaltsgrundsätze und der sonstigen haushaltsrechtlichen Bestimmun-
gen beziehen. 
 

(4) Die von der Gemeindevertretung beschlossene Haushaltssatzung ist der Kommunalauf-
sichtsbehörde vorzulegen. Die Vorlage soll spätestens einen Monat vor Beginn des Haushalts-
jahres erfolgen. 
 

(4) Die von der Gemeindevertretung beschlossene Haushaltssatzung ist der Kommunalauf-
sichtsbehörde vorzulegen. Die Haushaltssatzung Die Vorlage soll spätestens einen Monat vor 
Beginn des Haushaltsjahres vorgelegt werden erfolgen. 
 

(5) Die Haushaltssatzung ist öffentlich bekannt zu machen. Auf die Bekanntmachung des 
Haushaltsplans kann verzichtet werden. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass 
jeder Einsicht in die Haushaltssatzung nehmen kann. Enthält die Haushaltssatzung genehmi-
gungspflichtige Teile, darf sie erst nach Erteilung der Genehmigung öffentlich bekannt ge-
macht werden. 
 

(5) Die Haushaltssatzung ist öffentlich bekannt zu machen. Auf die Bekanntmachung der Be-
standteile der Haushaltssatzung des Haushaltsplans kann verzichtet werden. In der Bekannt-
machung ist darauf hinzuweisen, dass jede oder jeder Einsicht in die Haushaltssatzung neh-
men genommen werden kann. Enthält die Haushaltssatzung genehmigungspflichtige Teile, 
darf sie erst nach Erteilung der Genehmigung öffentlich bekannt gemacht werden. 
 

(6) Die Kommunalaufsichtsbehörde hat beginnend mit der Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2025 die Genehmigung gemäß § 63 Absatz 5, § 73 Absatz 4 und § 74 Absatz 2 bis 
zur Beschlussfassung der Gemeindevertretung über den Jahresabschluss für das vorvorver-
gangene Haushaltsjahr sowie der Aufstellung des Jahresabschlusses für das vorvergangene 
Haushaltsjahr zurückzustellen. Der aufgestellte Entwurf des Jahresabschlusses für das vor-
vergangene Haushaltsjahr ist dem Rechnungsprüfungsamt sowie der Kommunalaufsichtsbe-
hörde vorzulegen. Enthält die Haushaltssatzung keine genehmigungspflichtigen Teile, darf sie 
abweichend von Absatz 5 erst öffentlich bekannt gemacht werden, wenn die Voraussetzungen 
gemäß Satz 1 und 2 erfüllt sind.  
(Hinweis: Absatz 6 tritt am 1. Dezember 2024 in Kraft) 
 

(6) Die Kommunalaufsichtsbehörde hat beginnend mit der Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2025 die Genehmigung gemäß § 6863 Absatz 45, § 7573 Absatz 4 und § 7674 Ab-
satz 2 bis zur Beschlussfassung der Gemeindevertretung über den Jahresabschluss für das 
vorvorvergangene Haushaltsjahr sowie der Aufstellung des Jahresabschlusses für das vorver-
gangene Haushaltsjahr zurückzustellen. Der aufgestellte Entwurf des Jahresabschlusses für 
das vorvergangene Haushaltsjahr ist dem Rechnungsprüfungsamt sowie der Kommunalauf-
sichtsbehörde vorzulegen. Enthält die Haushaltssatzung keine genehmigungspflichtigen Teile, 
darf sie abweichend von Absatz 5 erst öffentlich bekannt gemacht werden, wenn die Voraus-
setzungen gemäß Satz den Sätzen 1 und 2 erfüllt sind.  
(Hinweis: Absatz 6 tritt am 1. Dezember 2024 in Kraft) 
 

§ 68 
Nachtragssatzung 

 

§ 7068 
Nachtragshaushaltssatzung 

 
(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch Nachtragssatzung geändert werden, die spätestens 
bis zum Ablauf des Haushaltsjahres zu beschließen ist. Auf die Nachtragssatzung sind die 
Vorschriften über die Haushaltssatzung anzuwenden. 
 

(1) Die Haushaltssatzung kann nur durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden, 
die spätestens bis zum Ablauf des Haushaltsjahres zu beschließen ist. Auf die Nachtrags-
haushaltssatzung sind die Vorschriften über die Haushaltssatzung anzuwenden. 

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtragssatzung zu erlassen, wenn  
 

(2) Die Gemeinde hat unverzüglich eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen, wenn vor 
Ablauf des Haushaltsjahres 
 



 

a. sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit beim ordentlichen Ergebnis ein 
erheblicher Fehlbetrag entstehen oder sich ein ausgewiesener Fehlbedarf erheblich er-
höhen wird und der Haushaltsausgleich oder der ursprüngliche Fehlbedarf nur durch 
eine Änderung der Haushaltssatzung erreicht werden kann, 

b. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlun-
gen in einem im Verhältnis zu den gesamten Aufwendungen oder Auszahlungen erheb-
lichen Umfang geleistet werden sollen. 

 
Die Höhe der nach den Nummern 1 und 2 maßgeblichen Erheblichkeitsgrenzen ist in der 
Haushaltssatzung festzulegen. 
 

1.a. sich zeigt, dass trotz Ausnutzung jeder Sparmöglichkeit beim ordentlichen im Ergebnis-
haushalt ein erheblicher Fehlbetrag entstehten oder sich ein ausgewiesener Fehlbe-
darfFehlbetrag erheblich erhöhen wird und der Haushaltsausgleich oder der ursprüngliche 
FehlbedarfFehlbetrag nur durch eine Änderung der Haushaltssatzung erreicht werden 
kann, 

2.b bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlun-
gen in einem im Verhältnis zu den gesamten Aufwendungen oder Auszahlungen erhebli-
chen Umfang geleistet werden sollen. 

Die Höhe der nach den Nummern 1 und 2 maßgeblichen Erheblichkeitsgrenzen ist in der 
Haushaltssatzung festzulegen. 
 

(3) Absatz 2 findet keine Anwendung auf die Umschuldung. 
 

(3) Absatz 2 Nummer 2 findet keine Anwendung auf die Umschuldung. 
 

 (4) Ein Haushaltssicherungskonzept bedarf bei der Aufstellung einer Nachtragshaushaltssat-
zung der Fortschreibung und der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, sofern: 

1. sich ein in der Haushaltssatzung ausgewiesener Fehlbetrag erhöht oder 
2. das Wiedererreichen des Haushaltsausgleichs auf ein späteres Haushaltsjahr fest-

gesetzt wird. 
 

§ 69 
Vorläufige Haushaltsführung 

 
(Hinweis: Änderungen in Abs. 1 Nr. 1 sowie Abs. 2 S. 1 treten am 1. Dezember 2024 in 
Kraft) 
 

§ 7169 
Vorläufige Haushaltsführung 

 
(Hinweis: Änderungen in Abs. 1 Nr. 1 sowie Abs. 2 S. 1 treten am 1. Dezember 2024 in 
Kraft) 
 

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, so 
darf die Gemeinde 
1. Aufwendungen und Auszahlungen leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist o-
der die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind; sie darf insbeson-
dere Bauten, Beschaffungen und sonstige Investitionsmaßnahmen, für die im Haushaltsplan 
eines Vorjahres Haushaltsansätze oder Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen waren, 
fortsetzen, sowie neue Investitionsmaßnahmen beginnen, wenn sie für die Erfüllung pflichtiger 
Aufgaben unabweisbar und unaufschiebbar sind, 
2. Steuern, für die die Haushaltssatzung Rechtsgrundlage ist, nach den Sätzen des Vorjahres 
erheben,  
3. Kredite umschulden. 
 

(1) Ist die Haushaltssatzung bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, so 
darf die Gemeinde 
1. Aufwendungen und Auszahlungen leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflichtet ist o-
der die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben unaufschiebbar sind;, 
2. sie darf insbesondere Bauten, Beschaffungen und sonstige Investitionsmaßnahmen, für die 
im Haushaltsplan eines Vorjahres Haushaltsansätze oder Verpflichtungsermächtigungen vor-
gesehen waren, fortsetzen, 
3. sowie neue Investitionsmaßnahmen beginnen, wenn sie für die Erfüllung pflichtiger Aufga-
ben unabweisbar und unaufschiebbar sind, 
42. Steuern, für die die Haushaltssatzung Rechtsgrundlage ist, nach den Sätzen des Vorjah-
res erheben und, 
53. Kredite umschulden. 
 



 

(2) Reichen die Deckungsmittel für die Fortsetzung der Investitionsmaßnahmen nach Absatz 1 
Nr. 1 nicht aus, so darf die Gemeinde Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen aufnehmen. Die einzelne Kreditaufnahme bedarf der Genehmigung durch die Kom-
munalaufsichtsbehörde (Einzelgenehmigung). § 74 Abs. 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 
 

(2) Reichen die Deckungsmittel für die Fortsetzung der Investitionsmaßnahmen nach Absatz 1 
Nr. Nummer 21 und 3 nicht aus, so darf die Gemeinde Kredite für Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen aufnehmen. Die einzelne Kreditaufnahme bedarf der Genehmi-
gung durch die Kommunalaufsichtsbehörde in Form einer (Einzelgenehmigung). § 7674 Ab-
satzAbs 2 Satz 3 bis 53 und 4 gilt entsprechend. 
 

 (3) Während der vorläufigen Haushaltsführung gilt der letzte wirksame Stellenplan weiter. 
 

§ 70 
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

 

§ 7270 
Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 

 
(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind nur zuläs-
sig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Über die Leistung dieser 
Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet der Kämmerer, soweit die Gemeindevertretung 
in der Haushaltssatzung keine anderen Regelungen trifft. Sind die Aufwendungen und Aus-
zahlungen erheblich, so bedürfen sie der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung; im 
Übrigen sind sie der Gemeindevertretung zur Kenntnis zu bringen. In der Haushaltssatzung ist 
die Größenordnung, ab der Beträge als erheblich anzusehen sind, nach Aufwands- und Aus-
zahlungsarten getrennt, festzulegen. § 68 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen sind nur zuläs-
sig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Über die Leistung dieser 
Aufwendungen und Auszahlungen entscheidet die Kämmerin oder der Kämmerer, soweit die 
Gemeindevertretung in der Haushaltssatzung keine anderen Regelungen trifft. Sind die Auf-
wendungen und Auszahlungen erheblich, so bedürfen sie der vorherigen Zustimmung der Ge-
meindevertretung; im Übrigen sind sie der Gemeindevertretung zur Kenntnis zu bringen. In der 
Haushaltssatzung ist die Größenordnung, ab der Beträge als erheblich anzusehen sind, nach 
Aufwands- und Auszahlungsarten getrennt, festzulegen. § 68 Abs. 2 bleibt unberührt. 
 

(2) Für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen, die im folgenden Jahr fortgesetzt 
werden, sind überplanmäßige Auszahlungen auch dann zulässig, wenn ihre Deckung erst im 
folgenden Jahr gewährleistet ist. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung auf Maßnahmen, durch die später 
über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen entstehen können. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

 (4) Bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, die sich erst bei der Aufstellung des Jah-
resabschlusses ergeben und nicht zu Auszahlungen führen, ist die Zustimmung der Gemein-
devertretung entbehrlich. Diese Aufwendungen sind gesondert im Anhang anzugeben und zu 
erläutern. 
 

§ 71 
Haushaltssperre 

 

§ 7371 
Haushaltssperre 

 
(1) Wenn es die Entwicklung der Erträge und Einzahlungen oder der Aufwendungen und Aus-
zahlungen erfordert, hat der Kämmerer die Inanspruchnahme von Aufwands- oder Auszah-
lungsansätzen und Verpflichtungsermächtigungen zu sperren. Der Kämmerer entscheidet 

(1) Wenn es die Entwicklung der Erträge und Einzahlungen oder der Aufwendungen und Aus-
zahlungen erfordert, hat die Kämmerin oder der Kämmerer die Inanspruchnahme von Auf-



 

über Dauer und Umfang der Haushaltssperre. Die Haushaltssperre ist unverzüglich der Ge-
meindevertretung bekannt zu geben. Diese kann die Sperre ganz oder teilweise wieder aufhe-
ben. 
 

wands- oder Auszahlungsansätzen und Verpflichtungsermächtigungen zu sperren. Die Käm-
merin oder dDer Kämmerer entscheidet über Dauer und Umfang der Haushaltssperre. Die 
Haushaltssperre ist unverzüglich der Gemeindevertretung bekannt zu geben. Diese kann die 
Sperre ganz oder teilweise wieder aufheben. 
 

(2) Zu Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 und 2 sind auch die Gemeindevertretung 
und der Hauptausschuss befugt. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

§ 72 
Mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 

 

§ 7472 
Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplanung 

 
(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft eine fünfjährige Ergebnis- und Finanzplanung 
zugrunde zu legen und in den Haushaltsplan einzubeziehen; dies gilt auch für die Teilhaus-
halte. Das erste Planungsjahr ist das laufende Haushaltsjahr. 
 

(1) Die Gemeinde hat ihrer Haushaltswirtschaft einen fünfjährigen Ergebnis- und Finanzpla-
nung zugrunde zu legen und in den Haushaltsplan einzubeziehen; dies gilt auch für die Teil-
haushalte. Das erste Planungsjahr ist das laufende Haushaltsjahr.  
 

(2) Die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung soll in den einzelnen Jahren ausgeglichen 
sein. 
 

(2) Die Der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung soll in den einzelnen Jahren ausgegli-
chen sein. 
 

 (3) Es ist eine Übersicht zu erstellen, in der die veranschlagten Ein- und Auszahlungen für In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Finanzplanungszeitraum gemäß Absatz 
1 dargestellt werden. 
 

§ 73 
Verpflichtungsermächtigungen 

 

§ 7573 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
(1) Verpflichtungen zur Leistung von Investitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investiti-
onsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren dürfen nur eingegangen werden, wenn der 
Haushaltsplan dazu ermächtigt. 
 

(1) Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionensauszahlungen und Aus-
zahlungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen Jahren dürfen nur eingegangen 
werden, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt. 

 
(2) Die Verpflichtungsermächtigungen dürfen in der Regel zu Lasten der dem Haushaltsjahr 
folgenden drei Jahre veranschlagt werden, in Ausnahmefällen bis zum Abschluss einer Maß-
nahme; sie sind nur zulässig, wenn die Finanzierung der aus ihrer Inanspruchnahme entste-
henden Auszahlungen in künftigen Haushaltsjahren gesichert erscheint. 
 

(2) Die Verpflichtungsermächtigungen dürfen in der Regel zu Lasten zulasten der dem Haus-
haltsjahr folgenden drei Jahre veranschlagt werden, in Ausnahmefällen bis zum Abschluss ei-
ner Maßnahme.; Ssie sind nur zulässig, wenn die Finanzierung der aus ihrer Inanspruch-
nahme entstehenden Auszahlungen in künftigen Haushaltsjahren gesichert erscheint darge-
stellt werden kann. 
 

(3) Die Verpflichtungsermächtigungen gelten bis zum Ende des Haushaltsjahres und, wenn 
die Haushaltssatzung für das folgende Haushaltsjahr nicht rechtzeitig öffentlich bekannt ge-
macht wird, bis zum Erlass dieser Haushaltssatzung. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 



 

(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen bedarf im Rahmen der Haushaltssat-
zung insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, als in den Jahren, zu deren 
Lasten sie veranschlagt sind, insgesamt Kreditaufnahmen vorgesehen sind. Bei der Aufstel-
lung einer Nachtragssatzung nach § 68 bedarf der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächti-
gungen nur insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, wie sich der nach 
Satz 1 genehmigungspflichtige Teil gegenüber der bereits erteilten Genehmigung erhöht. 
 

(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen bedarf im Rahmen der Haushaltssat-
zung insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, als in den Jahren, zu deren 
Lasten sie veranschlagt sind, insgesamt Kreditaufnahmen vorgesehen sind. Bei der Aufstel-
lung einer Nachtragshaushaltssatzung nach gemäß § 7068 bedarf der Gesamtbetrag der Ver-
pflichtungsermächtigungen nur insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, 
wie sich der nach Satz 1 genehmigungspflichtige Teil gegenüber der bereits erteilten Geneh-
migung erhöht. § 76 Absatz 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. 
 

(5) Verpflichtungen nach Absatz 1 dürfen ausnahmsweise auch überplanmäßig oder außer-
planmäßig eingegangen werden, wenn sie unabweisbar sind und der in der Haushaltssatzung 
festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen nicht überschritten wird. § 70 
Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 

(5) Verpflichtungen nach Absatz 1 dürfen ausnahmsweise auch überplanmäßig oder außer-
planmäßig eingegangen werden, wenn sie unabweisbar sind und der in der Haushaltssatzung 
festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen nicht überschritten wird. § 7270 
AbsatzAbs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
 

§ 74 
Investitionskredite 

 

§ 7674 
Investitionskredite, Verordnungsermächtigung 

 
(1) Kredite dürfen unter der Voraussetzung des § 64 Abs. 3 für Investitionen, Investitionsförde-
rungsmaßnahmen und zur Umschuldung aufgenommen werden. Der für Umschuldungen vor-
gesehene Betrag der Kreditaufnahmen ist nicht in der Haushaltssatzung auszuweisen. 
 

(1) Die Gemeinde darf Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen und 
deren Umschuldung aufnehmen, wenn eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirt-
schaftlich unzweckmäßig wäre. Bei Krediten für Umschuldungen ist der dafür vorgesehene 
Betrag der Kreditaufnahmen nicht in der Haushaltssatzung auszuweisen. 
(1) Kredite dürfen unter der Voraussetzung des § 64 Abs. 3 für Investitionen, Investitionsförde-
rungsmaßnahmen und zur Umschuldung aufgenommen werden. Der für Umschuldungen vor-
gesehene Betrag der Kreditaufnahmen ist nicht in der Haushaltssatzung auszuweisen. 
 

(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen bedarf im Rahmen der Haushalts-
satzung der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde (Gesamtgenehmigung). Bei der 
Aufstellung einer Nachtragssatzung nach § 68 bedarf der Gesamtbetrag der vorgesehenen 
Kreditaufnahmen nur insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, wie sich der 
nach Satz 1 genehmigungspflichtige Betrag gegenüber der bereits erteilten Genehmigung er-
höht. Die Genehmigung soll unter dem Gesichtspunkt einer geordneten Haushaltswirtschaft 
erteilt oder versagt werden; sie kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Sie ist in 
der Regel zu versagen, wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde nicht im Einklang stehen. 
 

(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen bedarf im Rahmen der Haushalts-
satzung der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde (Gesamtgenehmigung). Bei der 
Aufstellung einer Nachtragshaushaltssatzung nach § 68 bedarf der Gesamtbetrag der vorge-
sehenen Kreditaufnahmen nur insoweit der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde, 
wie sich der nach Satz 1 genehmigungspflichtige Betrag gegenüber der bereits erteilten Ge-
nehmigung erhöht. Die Genehmigung soll unter dem Gesichtspunkt Maßgebliches Kriterium 
für eine Genehmigung ist einer geordneten Haushaltswirtschaft. Die Genehmigung erteilt oder 
versagt werden; sie kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden. Sie ist in der Regel 
zu versagen, wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Ge-
meinde nicht im Einklang stehen. 
 

(3) Die Kreditermächtigung gilt bis zum Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und, 
wenn die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig öffentlich bekannt ge-
macht wird, bis zum Erlass dieser Haushaltssatzung. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 



 

(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamtbetrag nach Absatz 2 genehmigt wor-
den ist, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde (Einzelgenehmigung), wenn  
 

1. die Kreditaufnahmen nach § 19 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft beschränkt worden sind, wobei die Einzelgenehmigung 
nach Maßgabe der Kreditbeschränkung versagt werden kann, 

2. bei Gefährdung des Kreditmarktes die Aufnahme von Krediten durch Rechtsverord-
nung der Landesregierung von der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde 
abhängig gemacht worden ist; die Rechtsverordnung kann vorsehen, dass die Ge-
nehmigung versagt werden kann, wenn die Kreditbedingungen die Entwicklung am 
Kreditmarkt ungünstig beeinflussen oder die Versorgung der Gemeinden mit wirt-
schaftlich vertretbaren Krediten stören können, 

3. ein Haushaltssicherungskonzept aufgestellt worden ist und die Kommunalaufsichts-
behörde sich die Genehmigung der Aufnahme einzelner Kredite gemäß § 63 Abs. 5 
Satz 5 vorbehalten hat. 

 

(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamtbetrag nach gemäß Absatz 2 geneh-
migt worden ist, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde in Form einer (Ein-
zelgenehmigung), wenn  
 

1. die Kreditaufnahmen nach § 19 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft beschränkt worden sind, wobei die Einzelgenehmigung 
nach Maßgabe der Kreditbeschränkung versagt werden kann, 

2. bei Gefährdung des Kreditmarktes die Aufnahme von Krediten durch Rechtsverord-
nung der Landesregierung von der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde 
abhängig gemacht worden ist; und die Rechtsverordnung die Möglichkeit vorsieht 
kann vorsehen, dass die Genehmigung versagt werden kann, wenn die Kreditbedin-
gungen die Entwicklung am Kreditmarkt ungünstig beeinflussen oder die Versorgung 
der Gemeinden mit wirtschaftlich vertretbaren Krediten stören können, oder 

3. ein Haushaltssicherungskonzept aufgestellt worden ist und die Kommunalaufsichts-
behörde sich die Genehmigung der Aufnahme einzelner Kredite gemäß § 6863 Abs. 
Absatz 45 Satz 25 vorbehalten hat. 

 
(5) Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich einer Kreditverpflichtung 
gleichkommt, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. Absatz 2 Satz 3 und 
4 gilt entsprechend. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann die Genehmigung allgemein ertei-
len für Zahlungsverpflichtungen, die für den Haushalt der Gemeinde keine besondere Belas-
tung darstellen oder für die standardisierte Verträge verwendet werden. Eine Genehmigung ist 
nicht erforderlich für die Begründung von Zahlungsverpflichtungen im Rahmen der laufenden 
Verwaltung. 
 

(5) Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich einer Kreditverpflichtung 
gleichkommt, bedarf der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. Absatz 2 Satz 3 bis 
53 und 4 gilt entsprechend. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann die Genehmigung allgemein 
erteilen für Zahlungsverpflichtungen, die für den Haushalt der Gemeinde keine besondere Be-
lastung darstellen oder für die standardisierte Verträge verwendet werden. Eine Genehmigung 
ist nicht erforderlich für die Begründung von Zahlungsverpflichtungen im Rahmen der laufen-
den Verwaltung. 
 

(6) Die Gemeinde darf zur Sicherung des Kredites keine Sicherheiten bestellen. Die Kommu-
nalaufsichtsbehörde kann Ausnahmen zulassen, wenn die Bestellung von Sicherheiten der 
Verkehrsübung entspricht. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

§ 75 
Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte 

 

§ 7775 
Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte 

 
(1) Die Gemeinde darf keine Sicherheiten zugunsten Dritter bestellen. Die Kommunalauf-
sichtsbehörde kann Rechtsgeschäfte nach den Absätzen 2 bis 4 genehmigen. Darüber hinaus 
kann sie in besonderen Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

(2) Die Gemeinde darf Bürgschaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen im Rahmen 
ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit nur gegenüber den in § 92 Abs. 2 genannten Unterneh-

(2) Soweit es für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist, darf dDie Gemeinde darf Bürg-
schaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen im Rahmen ihrer finanziellen dauernden 



 

men und gegenüber Zweckverbänden, bei denen die Gemeinde Mitglied ist, sowie für Rechts-
geschäfte, die anstelle von unmittelbaren Zahlungsverpflichtungen erfolgen, übernehmen. Die 
Rechtsgeschäfte bedürfen, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung han-
delt, der Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. 
 

Leistungsfähigkeit nur gegenüber den in § 92 AbsatzAbs. 2 genannten Unternehmen und ge-
genüber Zweckverbänden, bei denen die Gemeinde Mitglied ist, sowie für Rechtsgeschäfte, 
die anstelle von unmittelbaren Zahlungsverpflichtungen erfolgen, übernehmen. Die Rechtsge-
schäfte bedürfen, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, der 
Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde. Für die Genehmigung der Rechtsgeschäfte 
gilt § 76 Absatz 2 Satz 3 bis 5 entsprechend. 
 

(3) Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die den in Absatz 2 genannten 
Rechtsgeschäften wirtschaftlich gleichkommen, insbesondere für die Zustimmung zu Rechts-
geschäften Dritter, aus denen der Gemeinde in künftigen Haushaltsjahren Verpflichtungen zur 
Leistung von Aufwendungen oder Auszahlungen erwachsen können. 
 

(3) Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die den in Absatz 2 Satz 1 
genannten Rechtsgeschäften wirtschaftlich gleichkommen, insbesondere für die Zustimmung 
zu Rechtsgeschäften Dritter, aus denen der Gemeinde in künftigen Haushaltsjahren Verpflich-
tungen zur Leistung von Aufwendungen oder Auszahlungen erwachsen können. 
 

(4) Bestellt die Gemeinde im Rahmen der Veräußerung eines Grundstückes oder eines beste-
henden Erbbaurechts ein Grundpfandrecht, so bedarf dies der Genehmigung durch die Kom-
munalaufsichtsbehörde. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

(5) Die oberste Kommunalaufsichtsbehörde kann Genehmigungen nach den Absätzen 2 bis 4 
allgemein erteilen, wenn für den Haushalt der Gemeinde daraus keine besondere Belastung 
entsteht. § 111 Abs. 3 bleibt unberührt. 
 

(5) Die oberste Kommunalaufsichtsbehörde kann die Genehmigungen nach den Absätzen 2 
bis 4 allgemein für Rechtsgeschäfte erteilen, die wenn für den Haushalt der Gemeinde daraus 
keine besondere Belastung darstellen. entsteht. § 111 AbsatzAbs. 3 bleibt unberührt. 
 

§ 76 
Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit 

 

§ 7876 
Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit Kassenkredite 

 
(1) Die Gemeinde hat durch eine angemessene Liquiditätsplanung jederzeit ihre Zahlungsfä-
higkeit sicherzustellen. 
 

(1) Die Gemeinde hat durch eine angemessene Liquiditätsplanung jederzeit ihre Zahlungsfä-
higkeit sicherzustellen. 
 

(2) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Gemeinde Kassenkredite bis zu 
dem von der Gemeindevertretung durch Beschluss festgesetzten Höchstbetrag aufnehmen, 
soweit dafür keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Der Beschluss über die Höhe des 
Kassenkredites ist der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
 

(12) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Gemeinde kurzfristige Kassenkre-
dite bis zu dem von der Gemeindevertretung durch Beschluss festgesetzten Höchstbetrag auf-
nehmen, soweit dafür keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Der Beschluss über die 
Höhe den Höchstbetrag der des Kassenkredites ist der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüg-
lich anzuzeigen. 
 

 (2) Ergibt sich ein Bedarf an Kassenkrediten, der zu keinem Zeitpunkt im mittelfristigen Fi-
nanzplanungszeitraum unterschritten wird, ist die Aufnahme eines Kassenkredits in Höhe von 
bis zu 50 Prozent dieses Betrages bis zum Ende des mittelfristigen Finanzplanungszeitraums 
zulässig. 
 



 

§ 77 
Rücklagen, Rückstellungen 

 

§ 7977 
Rücklagen, Rückstellungen 

 
(1) Die Gemeinde hat Überschüsse der Ergebnisrechnung den Rücklagen zuzuführen. 
 

(1) Die Gemeinde hat Überschüsse der Ergebnisrechnung den Rücklagen zuzuführen, soweit 
nicht Fehlbeträge aus Vorjahren auszugleichen sind. 
 

(2) Die Gemeinde hat Rückstellungen in erforderlicher Höhe zu bilden. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

§ 82 
Jahresabschluss, Entlastung 

 

§ 8082 
Jahresabschluss, Entlastung 

 
(1) Die Gemeinde hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss 
aufzustellen. Er ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung aufzustellen und 
muss klar und übersichtlich sein. Er hat sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rech-
nungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu ent-
halten, soweit durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. Der 
Jahresabschluss hat die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde 
darzustellen. 
 

(1) Die Gemeinde hat für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss 
aufzustellen. Er ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter Berücksichti-
gung der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen aufzustellen und muss 
klar und übersichtlich sein. Er hat sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rechnungs-
abgrenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten 
hat die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde darzustellen, soweit 
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. Der Jahresab-
schluss hat die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage der Gemeinde darzustellen. 
 

(2) Der Jahresabschluss besteht aus: 
 
1. der Ergebnisrechnung, 
2. der Finanzrechnung, 
3. den Teilrechnungen, 
4. der Bilanz und 
5. dem Rechenschaftsbericht. 
 
Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufügen: 
 
1. der Anhang, 
2. die Anlagenübersicht, 
3. die Forderungsübersicht, 
4. die Verbindlichkeitenübersicht und der Beteiligungsbericht, soweit dieser nicht im Rahmen 
des Gesamtabschlusses gemäß § 83 Abs. 4 erstellt wird. 
 

(2) Der Jahresabschluss besteht aus: 
 
1. der Bilanz 
12. der Ergebnisrechnung, 
23. der Finanzrechnung und 
34. den Teilrechnungen. 
4. der Bilanz und 
5. dem Rechenschaftsbericht. 
 
Dem Jahresabschluss sind als Anlagen beizufügen: 
 
1. der Anhang, 
2. die Anlagenübersicht, 
3. die Forderungsübersicht, 
4. die Verbindlichkeitenübersicht, und der Beteiligungsbericht, soweit dieser nicht im Rahmen 
des Gesamtabschlusses gemäß § 83 Abs. 4 erstellt wird. 
5. der Lagebericht und  
6. der Beteiligungsbericht, soweit dieser nicht im Rahmen des Gesamtabschlusses gemäß § 
83 Abs. 4 erstellt wird. 



 

 

(3) Der Kämmerer stellt den Entwurf des Jahresabschlusses mit seinen Anlagen auf und legt 
den geprüften Entwurf dem Hauptverwaltungsbeamten zur Feststellung vor. Der Hauptverwal-
tungsbeamte leitet den von ihm festgestellten Jahresabschluss mit seinen Anlagen der Ge-
meindevertretung rechtzeitig zur Beschlussfassung nach Absatz 4 zu. 
 

(3) Die Kämmerin oder Dder Kämmerer stellt den Entwurf des Jahresabschlusses mit seinen 
Anlagen auf und leitet diesen unverzüglich dem Rechnungsprüfungsamt zur Prüfung zu. Die 
Kämmerin oder der Kämmerer und legt den geprüften Entwurf der Hauptverwaltungsbeamtin 
oder dem Hauptverwaltungsbeamten zur Feststellung vor. Die Hauptverwaltungsbeamtin oder 
Dder Hauptverwaltungsbeamte leitet den von ihm festgestellten Jahresabschluss mit seinen 
Anlagen der Gemeindevertretung rechtzeitig zur Beschlussfassung nach Absatz 4 zu. 
 

(4) Die Gemeindevertretung beschließt über den geprüften Jahresabschluss bis spätestens 
zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres; zugleich entscheidet sie in 
einem gesonderten Beschluss über die Entlastung des Hauptverwaltungsbeamten. Verweigert 
die Gemeindevertretung die Entlastung oder spricht sie diese mit Einschränkungen aus, so hat 
sie dafür die Gründe anzugeben. 
 

(4) Die Gemeindevertretung beschließt über den geprüften Jahresabschluss bis spätestens 
zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres; zugleich entscheidet sie in 
einem gesonderten Beschluss über die Entlastung der Hauptverwaltungsbeamtin oder des 
Hauptverwaltungsbeamten. Verweigert die Gemeindevertretung die Entlastung oder spricht 
sie diese mit Einschränkungen aus, so hat sie dafür die Gründe anzugeben. 
 

(5) Die Beschlüsse über den Jahresabschluss und die Entlastung sind nach den für Satzun-
gen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf 
hinzuweisen, dass jeder Einsicht in den Jahresabschluss und die Anlagen nehmen kann. Der 
Jahresabschluss ist mit seinen Anlagen unverzüglich nach Beschluss der Kommunalaufsichts-
behörde vorzulegen. Der Beschluss über die Entlastung ist der Kommunalaufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 
 

(5) Die Beschlüsse über den Jahresabschluss und die Entlastung sind nach den für Satzun-
gen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist darauf 
hinzuweisen, dass jeder Person Einsicht in den Jahresabschluss und die Anlagen nehmen 
kann. Der Jahresabschluss ist mit seinen Anlagen, der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes 
über die Prüfung des Jahresabschlusses und die Beschlüsse nach Satz 1 sind unverzüglich 
nach Beschluss der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Der Beschluss über die Entlas-
tung ist der Kommunalaufsichtsbehörde mitzuteilen. 
 

(6) Ergibt sich bei der Aufstellung des Jahresabschlusses, dass der Jahresfehlbetrag des or-
dentlichen Ergebnisses höher ist als der im Haushaltssicherungskonzept ausgewiesene Jah-
resfehlbedarf, so hat die Gemeinde dies der Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich anzu-
zeigen. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann in diesem Fall Anordnungen treffen, erforderli-
chenfalls diese Anordnungen selbst durchführen oder – wenn und solange diese Befugnisse 
nicht ausreichen – einen Beauftragten bestellen, um eine geordnete Haushaltswirtschaft wie-
derherzustellen. Die §§ 115 bis 117 gelten entsprechend.  
 

(6) Ergibt sich bei der Aufstellung des Jahresabschlusses, dass trotz eines ursprünglich aus-
geglichenen Haushaltes ein Fehlbetrag im Ergebnishaushalt entsteht oder die Fehlbeträge der 
Jahresfehlbetrag des ordentlichen Ergebnisses höher sind ist als dieer im Haushaltssiche-
rungskonzept ausgewiesenen JahresfehlbedarfFehlbeträge, so hat die Gemeinde dies der 
Kommunalaufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. Die Kommunalaufsichtsbehörde kann 
in diesem Fall Anordnungen treffen, erforderlichenfalls diese Anordnungen selbst durchführen 
oder – wenn und solange diese Befugnisse nicht ausreichen – einen Beauftragten bestellen, 
um eine geordnete Haushaltswirtschaft wiederherzustellen. Die §§ 115 bis 117 gelten entspre-
chend. 
 

(7) Weist der Jahresabschluss bei der Feststellung trotz eines ursprünglich ausgeglichenen 
Haushalts einen Jahresfehlbetrag im ordentlichen Ergebnis aus, der die in der Haushaltssat-
zung nach § 68 Abs. 2 Satz 2 festgelegte Erheblichkeitsgrenze übersteigt, gilt Absatz 6 ent-
sprechend. 
 

(7) Weist der Jahresabschluss bei der Feststellung trotz eines ursprünglich ausgeglichenen 
Haushalts einen Jahresfehlbetrag im ordentlichen Ergebnis aus, der die in der Haushaltssat-
zung nach § 68 Abs. 2 Satz 2 festgelegte Erheblichkeitsgrenze übersteigt, gilt Absatz 6 ent-
sprechend. 
 



 

§ 83 
Gesamtabschluss, Konsolidierungsbericht 

 

§ 8183 
Gesamtabschluss, Konsolidierungsbericht 

 
(1) Der Jahresabschluss der Gemeinde ist mit den nach Handels-, Eigenbetriebs- oder Haus-
haltsrecht aufzustellenden Jahresabschlüssen 
 
1. der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie der Unternehmen nach § 92 

Absatz 2 Nummer 4, soweit die Gemeinde beherrschend (§ 290 Absatz 2 bis 4 des Han-
delsgesetzbuches) oder mindestens maßgeblich (§ 311 Absatz 1 Satz 2 des Handelsge-
setzbuches) beteiligt ist; für mittelbare Beteiligungen gilt § 290 Absatz 1 bis 4 des Han-
delsgesetzbuches, 

2. anderer Unternehmen nach § 92 Abs. 2 Nr. 4, die von der Gemeinde gemeinsam mit Drit-
ten geführt werden (Gemeinschaftsunternehmen), und 

3. der Zweckverbände nach dem Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg, bei denen die Gemeinde Mitglied ist; ausgenommen sind Zweckverbände, 
die ausschließlich Beteiligungen an Sparkassen halten, 

 
zu konsolidieren. Eine Konsolidierung mit Sparkassen erfolgt nicht. 
 

(1) Der Jahresabschluss der Gemeinde ist mit den nach Handels-, Eigenbetriebs- oder Haus-
haltsrecht aufzustellenden Jahresabschlüssen 
 
1. der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie der Unternehmen nach § 92 

Absatz 2 Nummer 4, soweit die Gemeinde gemäß beherrschend (§ 290 Absatz 2 bis 4 
des Handelsgesetzbuches) beherrschend oder gemäß mindestens maßgeblich (§ 311 
Absatz 1 Satz 2 des Handelsgesetzbuches) mindestens maßgeblich beteiligt ist; für mit-
telbare Beteiligungen gilt § 290 Absatz 1 bis 4 des Handelsgesetzbuches, 

2. anderer Unternehmen nach § 92 AbsatzAbs. 2 Nr. Nummer 4, die von der Gemeinde ge-
meinsam mit Dritten geführt werden (Gemeinschaftsunternehmen), und 

3. der Zweckverbände nach dem Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg bei denen die Gemeinde Mitglied ist; ausgenommen sind Zweckverbände, 
die ausschließlich Beteiligungen an Sparkassen halten, 

 
zu konsolidieren. Eine Konsolidierung mit Sparkassen erfolgt nicht. 
 

(2) Der Stichtag für den Gesamtabschluss ist auf den 31. Dezember des betreffenden Haus-
haltsjahres (§ 82 Abs. 1) zu legen. Soweit die Jahresabschlüsse nach Absatz 1 Satz 1 zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Gesamtabschlusses der Gemeinde gemäß Absatz 5 nicht geprüft 
wurden oder keiner Prüfungspflicht unterliegen, sind jeweils die erstellten ungeprüften Jahres-
abschlüsse zur Konsolidierung heranzuziehen. Die Jahresabschlüsse müssen nicht in die 
Konsolidierung einbezogen werden, wenn sie für die Verpflichtung, ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln, von geringer Bedeutung sind. 
 

(2) Der Stichtag für den Gesamtabschluss ist auf den 31. Dezember des betreffenden Haus-
haltsjahres (§ 82 Abs. 1) zu legen. Soweit die Jahresabschlüsse nach Absatz 1 Satz 1 zum 
Zeitpunkt der Erstellung des Gesamtabschlusses der Gemeinde gemäß Absatz 5 nicht geprüft 
wurden oder keiner Prüfungspflicht unterliegen, sind jeweils die erstellten ungeprüften Jahres-
abschlüsse zur Konsolidierung heranzuziehen. Die Jahresabschlüsse müssen nicht in die 
Konsolidierung einbezogen werden, wenn sie für die Verpflichtung, ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gemeinde zu 
vermitteln, von geringer Bedeutung sind. 
 

(3) Die Jahresabschlüsse der Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 1 bis 3 sowie der 
Unternehmen nach § 92 Absatz 2 Nummer 4 unter beherrschendem Einfluss der Gemeinde 
sind entsprechend den §§ 300 bis 309 des Handelsgesetzbuches zu konsolidieren. Die Jah-
resabschlüsse der Unternehmen unter maßgeblichem Einfluss der Gemeinde, der Gemein-
schaftsunternehmen und der Zweckverbände sind entsprechend den §§ 311 und 312 des 
Handelsgesetzbuches zu konsolidieren. 
 

u n v e r ä n d e r t 
 

(4) Der Gesamtabschluss besteht aus: 
 
1. der Gesamtergebnisrechnung, 
2. der Gesamtfinanzrechnung, 

(4) Der Gesamtabschluss besteht aus: 
 
1. der Gesamtbilanz, 
21. der Gesamtergebnisrechnung und, 



 

3. der Gesamtbilanz und 
4. dem Konsolidierungsbericht. 
 
Dem Gesamtabschluss sind als Anlagen beizufügen: 
 
1. der Gesamtanhang, 
2. die Gesamtanlagenübersicht, 
3. die Gesamtforderungsübersicht, 
4. die Gesamtverbindlichkeitenübersicht und 
5. der Beteiligungsbericht, soweit dieser nicht gemäß § 82 Abs. 2 erstellt wurde. 
 

3.2. der Gesamtfinanzrechnung. und 
3. der Gesamtbilanz und 
4. dem Konsolidierungsbericht. 
 
Dem Gesamtabschluss sind als Anlagen beizufügen: 
 
1. der Gesamtanhang, 
2. die Gesamtanlagenübersicht, 
3. die Gesamtforderungsübersicht, 
4. die Gesamtverbindlichkeitenübersicht und 
5. der Konsolidierungsbericht. 
5. der Beteiligungsbericht, soweit dieser nicht gemäß § 82 Abs. 2 erstellt wurde. 
 

(5) Der Kämmerer stellt den Entwurf des Gesamtabschlusses mit seinen Anlagen auf und legt 
den geprüften Gesamtabschluss dem Hauptverwaltungsbeamten zur Feststellung vor. Der 
Hauptverwaltungsbeamte leitet den von ihm festgestellten Gesamtabschluss mit seinen Anla-
gen der Gemeindevertretung rechtzeitig zur Beschlussfassung nach Absatz 6 zu. 
 

(5) Die Kämmerin oder Dder Kämmerer stellt den Entwurf des Gesamtabschlusses mit seinen 
Anlagen auf und leitet diesen unverzüglich dem Rechnungsprüfungsamt zu. Sie oder Eer legt 
den geprüften Gesamtabschluss der Hauptverwaltungsbeamtin oder dem Hauptverwaltungs-
beamten zur Feststellung vor. Die Hauptverwaltungsbeamtin oder Dder Hauptverwaltungsbe-
amte leitet den von ihm festgestellten Gesamtabschluss mit seinen Anlagen der Gemeindever-
tretung rechtzeitig zur Beschlussfassung nach Absatz 6 zu. 
 

(6) Die Gemeindevertretung beschließt über den geprüften Gesamtabschluss bis spätestens 
zum 31. Dezember des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres; zugleich entscheidet sie in 
einem gesonderten Beschluss über die Entlastung des Hauptverwaltungsbeamten. Verweigert 
die Gemeindevertretung die Entlastung oder spricht sie diese mit Einschränkungen aus, so hat 
sie dafür die Gründe anzugeben. 
 

(6) Die Gemeindevertretung beschließt über den geprüften Gesamtabschluss bis spätestens 
zum 31. Dezember 30. Juni des zweiten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres; zugleich 
entscheidet sie in einem gesonderten Beschluss über die Entlastung des Hauptverwaltungs-
beamten. Verweigert die Gemeindevertretung die Entlastung oder spricht sie diese mit Ein-
schränkungen aus, so hat sie dafür die Gründe anzugeben. 
 

(7) Die Beschlüsse über den Gesamtabschluss und die Entlastung sind nach den für Satzun-
gen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. Der Gesamtabschluss ist mit seinen 
Anlagen unverzüglich nach Beschluss der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Der Be-
schluss über die Entlastung ist der Kommunalaufsichtsbehörde mitzuteilen. 
 

(7) Der Beschluss über den Gesamtabschluss und die Entlastung ist nach den für Satzungen 
geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. Der Beschluss nach Satz 1, Dder Ge-
samtabschluss ist mit seinen Anlagen und der Bericht des Rechnungsprüfungsamtes über die 
Prüfung des Gesamtabschlusses sind unverzüglich nach Beschluss der Kommunalaufsichts-
behörde vorzulegen. Der Beschluss über die Entlastung ist der Kommunalaufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 
 

(8) Soweit sich nach der Erstellung des Gesamtabschlusses oder nach der Beschlussfassung 
über den Gesamtabschluss bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Jahresabschlüssen Verän-
derungen ergeben, die erhebliche Auswirkungen auf die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- o-
der Finanzgesamtlage der Gemeinde haben oder haben können, hat der Hauptverwaltungsbe-
amte der Gemeindevertretung hierzu unverzüglich zu berichten und einen Beschluss der Ge-

(8) Soweit sich nach der Erstellung des Gesamtabschlusses oder nach der Beschlussfassung 
über den Gesamtabschluss bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Jahresabschlüssen Verän-
derungen ergeben, die erhebliche Auswirkungen auf die GesamtvVermögens-, Schulden-, Ge-
samteErtrags- oder GesamtfFinanzgesamtlage der Gemeinde haben oder haben können, hat 
die Hauptverwaltungsbeamtin oder der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeindevertretung 
hierzu unverzüglich zu berichten und einen Beschluss der Gemeindevertretung über diesen 



 

meindevertretung über diesen Bericht herbeizuführen. Der Bericht und der Beschluss der Ge-
meindevertretung sind der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 finden 
entsprechende Anwendung, soweit sich die wirtschaftliche Situation eines der in Absatz 1 Satz 
1 Nr. 1 genannten Unternehmen oder einer der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 genannten Zweckver-
bände im laufenden Haushaltsjahr unvorhergesehen verschlechtert, sodass unmittelbare und 
erhebliche Wirkungen für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde entstehen oder entstehen 
werden. 
 

Bericht herbeizuführen. Der Bericht und der Beschluss der Gemeindevertretung sind der Kom-
munalaufsichtsbehörde vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung, so-
weit sich die wirtschaftliche Situation eines der in Absatz 1 Satz 1 Nr. Nummer 1 genannten 
Unternehmen oder einer der in Absatz 1 Satz 1  Nr. Nummer 3 genannten Zweckverbände im 
laufenden Haushaltsjahr unvorhergesehen verschlechtert, sodass unmittelbare und erhebliche 
AuswWirkungen für die Haushaltswirtschaft der Gemeinde entstehen oder entstehen werden. 
 

 (9) Die Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder der Gemeindevertretung kann beschließen, dass 
auf die Aufstellung des Gesamtabschlusses verzichtet wird, oder abweichend von den Absät-
zen 1 bis 4 eigene Vorgaben zur Art und Umfang der Aufstellung beschließen. 
 

§ 80 
Gemeindekasse 

 

§ 8280 
Gemeindekasse 

 
(1) Die Gemeindekasse erledigt alle Kassengeschäfte der Gemeinde. § 82 bleibt unberührt. 
Die Buchführung kann ganz oder teilweise von den Kassengeschäften abgetrennt werden. 
 

(1) Die Gemeindekasse erledigt alle Kassengeschäfte der Gemeinde. § 82 bleibt unberührt. 
Die Buchführung kann ganz oder teilweise von den Kassengeschäften abgetrennt werden. 
 

(2) Die Gemeinde hat, wenn sie ihre Kassengeschäfte nicht durch eine Stelle außerhalb der 
Gemeindeverwaltung besorgen lässt, einen Kassenverwalter und einen Stellvertreter zu be-
stellen. Die anordnungsbefugten Gemeindebediensteten sowie der Leiter und die Prüfer des 
Rechnungsprüfungsamtes können nicht gleichzeitig die Stellung eines Kassenverwalters oder 
seines Stellvertreters innehaben. 
 

(2) Die Gemeinde hat, wenn sie ihre Kassengeschäfte nicht durch eine Stelle außerhalb der 
Gemeindeverwaltung besorgen lässt, eine Kassenverwalterin oder einen Kassenverwalter und 
einen Stellvertreter Stellvertretung zu bestellen. Die anordnungsbefugten Gemeindebedienste-
ten sowie die Leiterin oder der Leiter und die Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungs-
amtes können nicht gleichzeitig die Stellung einer Kassenverwalterin oder eines Kassenver-
walters oder seines Stellvertreters der Stellvertretung innehaben. 
 

(3) Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter dürfen untereinander, zum Hauptverwaltungs-
beamten und zu anordnungsbefugten Bediensteten der Gemeinde oder des Amtes sowie zum 
Leiter und zu den Prüfern des Rechnungsprüfungsamtes nicht in einem die Befangenheit be-
gründenden Verhältnis nach § 22 stehen. Entsteht ein Hinderungsgrund nachträglich, sind die 
Amtsgeschäfte anderweitig zu verteilen. 
 

(3) Die Kassenverwalterin oder dDer Kassenverwalter und sein Stellvertreter die Stellvertre-
tung dürfen untereinander, zur Hauptverwaltungsbeamtin oder zum Hauptverwaltungsbeam-
ten und zu anordnungsbefugten Bediensteten der Gemeinde oder des Amtes sowie zur Leite-
rin oder zum Leiter und zu den Prüferinnen und Prüfern des Rechnungsprüfungsamtes nicht in 
einem die Befangenheit begründenden Verhältnis nach § 22 stehen. Entsteht ein Hinderungs-
grund nachträglich, sind die Amtsgeschäfte anderweitig zu verteilen.  
 

(4) Der Kassenverwalter, sein Stellvertreter und die übrigen Beschäftigten der Gemeindekasse 
sind nicht befugt, Zahlungen anzuordnen. 
 

(4) Die Kassenverwalterin oder dDer Kassenverwalter, sein die Stellvertretunger und die übri-
gen Beschäftigten Bediensteten der Gemeindekasse sind nicht befugt, Zahlungen anzuord-
nen. 
 

§ 81 
Übertragung von Kassengeschäften, Automation 

 

§ 8381 
Übertragung von Kassengeschäften, Automation 

 



 

(1) Die Gemeinde kann die Kassengeschäfte ganz oder zum Teil von einer Stelle außerhalb 
der Gemeindeverwaltung besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und die 
Prüfung nach den für die Gemeinde geltenden Vorschriften gewährleistet sind. Die Vorschrif-
ten des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg bleiben unbe-
rührt. 
 

(1) Die Gemeinde kann die Kassengeschäfte ganz oder zum Teil von einer Stelle außerhalb 
der Gemeindeverwaltung besorgen lassen, wenn die ordnungsgemäße Erledigung und die 
Prüfung nach den für die Gemeinde geltenden Vorschriften gewährleistet sind. Die Vorschrif-
ten des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg bleiben unbe-
rührt. 
 

(2) Die Gemeindekasse darf fremde Kassengeschäfte im Umfang der ihr zugewiesenen Auf-
gaben erledigen, wenn dies durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes bestimmt oder durch 
den Hauptverwaltungsbeamten angeordnet ist. Eine Anordnung ist nur zulässig, wenn dies im 
Interesse der Gemeinde liegt und gewährleistet ist, dass die fremden Kassengeschäfte bei der 
Prüfung der Gemeindekasse mitgeprüft werden können. 
 

(2) Die Gemeindekasse darf fremde Kassengeschäfte im Umfang der ihr zugewiesenen Auf-
gaben erledigen, wenn dies durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes bestimmt oder durch 
die Hauptverwaltungsbeamtin oder den Hauptverwaltungsbeamten angeordnet ist. Eine An-
ordnung ist nur zulässig, wenn dies im Interesse der Gemeinde liegt und gewährleistet ist, 
dass die fremden Kassengeschäfte bei der Prüfung der Gemeindekasse mitgeprüft werden 
können. 
 

(3) Werden die Kassengeschäfte beziehungsweise das Prüfungswesen ganz oder teilweise 
durch Programme der elektronischen Datenverarbeitung unterstützt, so ist der für die örtliche 
Rechnungsprüfung zuständigen Stelle Gelegenheit zu geben, die Programme vor ihrer An-
wendung zu prüfen. 
 

(3) Werden die Kassengeschäfte beziehungsweise das Prüfungswesen ganz oder teilweise 
durch Programme der elektronischen Datenverarbeitung unterstützt, so ist der für die örtliche 
Rechnungsprüfung zuständigen Stelle Gelegenheit zu geben, den Einsatz der die Programme 
vor ihrer Anwendung zu prüfen. 
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Eröffnungsbilanz 

 

§ 85 
Eröffnungsbilanz 

 
(1) Die Gemeinde hat für das erste Haushaltsjahr, in dem die Haushaltswirtschaft gemäß § 63 
Abs. 3 nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung geführt werden soll, eine Eröff-
nungsbilanz aufzustellen. Bilanzstichtag für die Eröffnungsbilanz ist der 1. Januar des 
betreffenden Haushaltsjahres. Der Eröffnungsbilanz sind als Anlagen beizufügen: 
 
1. der Anhang, 
2. die Anlagenübersicht, 
3. die Forderungsübersicht und 
4. die Verbindlichkeitenübersicht. 
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nungsbilanz aufzustellen. Bilanzstichtag für die Eröffnungsbilanz ist der 1. Januar des 
betreffenden Haushaltsjahres. Der Eröffnungsbilanz sind als Anlagen beizufügen: 
 
1. der Anhang, 
2. die Anlagenübersicht, 
3. die Forderungsübersicht und 
4. die Verbindlichkeitenübersicht. 
 

(2) Zur Erstellung der Eröffnungsbilanz nach Absatz 1 ist eine Inventur durchzuführen und ein 
Inventar zu erstellen. Die Vermögensgegenstände sind mit den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten, vermindert um Abschreibungen, die Verbindlichkeiten zu ihrem Rückzahlungsbe-
trag und die Rückstellungen in Höhe des Betrages anzusetzen, der nach sachgerechter Beur-
teilung notwendig ist. Sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten nicht bekannt oder nicht 
mit vertretbarem Aufwand zu ermitteln, können abweichende Bewertungsmethoden ange-
wandt werden, die ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- 
und Schuldenlage der Gemeinde vermitteln. Die angewandten Bewertungsmethoden sind zu 
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dokumentieren. Vorhersehbare Risiken und Verluste sind zu berücksichtigen. Bei der Bewer-
tung des Vermögens und der Schulden von gebührenfinanzierten Einrichtungen können die 
zum Bilanzstichtag geltenden Buchwerte übernommen werden. 
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(3) Der Entwurf der Eröffnungsbilanz mit ihren Anlagen wird vom Kämmerer aufgestellt und, 
nach Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt, vom Hauptverwaltungsbeamten festgestellt. 
Das Rechnungsprüfungsamt kann sich zur Durchführung der Prüfung eines Wirtschaftsprüfers 
oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen. Die Prüfung bezieht sich darauf, ob die 
Eröffnungsbilanz unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Schuldenlage der Ge-
meinde vermittelt, sowie darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie ergänzenden 
Bestimmungen eingehalten wurden. Über das Ergebnis ist ein Prüfbericht zu erstellen. Der ge-
prüfte Entwurf der Eröffnungsbilanz ist vom Hauptverwaltungsbeamten zusammen mit den An-
lagen der Gemeindevertretung so rechtzeitig zuzuleiten, dass die Eröffnungsbilanz spätestens 
bis zum nächsten auf den Eröffnungsbilanzstichtag folgenden 30. Juni beschlossen werden 
kann. 
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bis zum nächsten auf den Eröffnungsbilanzstichtag folgenden 30. Juni beschlossen werden 
kann. 
 

(4) Der Beschluss über die Eröffnungsbilanz sowie die Eröffnungsbilanz sind nach den für Sat-
zungen geltenden Vorschriften öffentlich bekannt zu machen. Auf die Bekanntmachung der 
Anlagen kann verzichtet werden. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jeder 
Einsicht in die Eröffnungsbilanz und die Anlagen nehmen kann. Die von der Gemeindevertre-
tung beschlossene Eröffnungsbilanz ist mit ihren Anlagen unverzüglich nach Beschlussfas-
sung der Kommunalaufsichtsbehörde vorzulegen. 
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Anlagen kann verzichtet werden. In der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, dass jeder 
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